Rede zum 1. Nachtragshaushalt -             Peter Christ
(Es gilt das gesprochen Wort)

Anrede

Das Ziel „ Weiterentwicklung der Jugend- und Familienhilfe“, eine langjährige Forderung der CDU, begrüßen wir. Allerdings nicht einverstanden sind wir mit dem Weg, der dabei eingeschlagen wird. 
Die Schaffung 6 neuer Stellen
Ich darf hier nur daran erinnern, dass bereits im Haushalt 2008 11 neue Stellen zusätzlich geschaffen wurden.
Es ist der einfachste Weg, den letztlich die Städte und Gemeinden über ihre Umlage bezahlen müssen. Die schon fast stereotypische Aussage, dass Stellenbesetzungen sehr restriktiv behandelt werden, wird wieder einmal durchbrochen. Die neuen Stellen stehen im krassen Widerspruch zu den Forderungen des RP, nicht nur der letzten Jahre.

In der „aufsichtsbehördliche Genehmigung“ für das Haushaltsjahr 2008 führt der RP eindeutig aus:

„ Auf die Schaffung und Besetzung neuer Stellen ist weiterhin zu verzichten. 
 Ein unabweisbarer Mehrbedarf ist in erster Linie durch interne Versetzungs- bzw. Organisationsmaßnahmen auszugleichen. Vor einer notwendigen Besetzung von Stellen ist eine Frist von mindestens zwölf Monaten einzuhalten. Ausnahmen von diesen Grundsätzen können nur nach meiner vorherigen Zustimmung zugelassen werden; der unabweisbare Bedarf oder die rechtliche Verpflichtung hierzu sind dabei eingehend zu begründen.“
Soweit die Auflagen! Meine Frage im Finanzausschuss Herr Landrat, ob diese vorherige Zustimmung vorliege, verneinten Sie mit der Begründung, dass erst der Kreistag entscheiden sollte. Ob mit der Entscheidung eine „rechtliche Verpflichtung“ für die Verwaltung geschaffen werden soll, mag dahin gestellt bleiben.                                                          
Bei allem Respekt vor den Entscheidungen dieses Hauses, die Auflagen des RP seiner „vorherigen Zustimmung“ sind eindeutig. Wir von der CDU können nicht nachvollziehen, warum diese Zustimmung nicht schon eingeholt wurde. Auch sehen wir die zweite Forderung des RP:

„Ein unabweisbarer Mehrbedarf ist in erster Linie durch interne

Versetzungs- bzw. Organisationsmaßnahmen auszugleichen.“
missachtet. Unseres Erachtens ist noch nicht einmal Ansatzweise eine Überprüfung zu erkennen und dies bei einem Personalstand von 710 Stellen. Das von Ihnen, Herr Landrat so oft beschworene Signal der „Konsolidierung“ bei einem Schuldenstand von ca. 200 Mio. € ist leider nicht erkennbar und reiht sich nahtlos in die bisher vorgelegten Haushalte ein. Wir von der CDU-Fraktion werden, daher diesem Nachtragshaushalt nicht zustimmen. 
